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1 Seit einigen Jahren geht das Gespenst des Dateneigentums 
um. Nachdem das Thema durch eine abschließende Begutach­
tung der Justizministerkonferenz obsolet geworden ist, zeich-

1. Einleitung
Seit vielen Jahren wird in der juristischen Fachwelt und zuneh­
mend auch in der Politik über das Thema des sog . ., Dateneigen­
tums" gestritten. Die Diskussion kreist dabei um die Frage, ob an 
Daten - unabhängig von dem jeweiligen Inhalt und dem jeweili­
gen Speichermedium - ein (sach-)eigentumsähnliches absolutes 
Recht existiert oder ob ein solches zumindest sinnvoll wäre. 
Nachdem zuletzt auch Forderungen an den Gesetzgeber immer 
lauter wurden, hat sich 2017 die Arbeitsgruppe „Digitaler Neu-

1 Arbeirsgruppe .Dig11aler Neusran· der Konferenz ck>r Justizministerinnen und 
tusrizminisrerderLAnder, Bericht v. 15.5.2017, abrufbar unter: httpsJ/jm.rlp.de/file 
�dm1n/mjv/Jum1kolfruehjahrskonferenz_neu/Bencht_der_AG_D1g1taler_Neustart 
.vom_15._Mai_2017.pdf; vgl. ferner u.a. auch zum .Dateneigentum·: Hoeren, 
"1MR 2013, 486: Fezer, MMR 2017, 3; Wandtke, MMR 2017, 6; Derermann, MMR 
2018, 277 und ders., ZD 2018, 503; abl. Kühling!Sackmann, Rechte an Daten: Re­
Juherungsbedarf aus Sicht des Verl)(auchoochutzes? - Rechtsgutachten im Auf­
trag des vzbv, abrufbar unter: https://www.vzbv.de/sites/default/files/downloads/ 
2018/11/26/18-11-01 _gutachten_kuehling-sackmann-rechte-an-daten.pdf. 
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1 net sich jetzt eine Möglichkeit zur Zuordnung von Ausschließ­
lichkeitsrechten an Informationen ab: der Datenbesitz. 

Lesedauer· 20 Minuten 

start" der Justizministerinnen und Justizminister der Länder aus­
führlich mit dem Thema auseinandergesetzt. 1 

Das Ergebnis des 413 Seiten starken Berichts, der sich auch noch 
mit anderen Themen befasst, dürfte für viele Autoren ernüch­
ternd gewesen sein. Die Arbeitsgruppe stellte fest. dass ein „ Da­
teneigentum" oder ein anderes absolutes Recht an digitalen Da­
ten in der gegenwärtigen Rechtsordnung nicht existiere. Damit 
jedoch nicht genug. Der Bericht stellt ebenso fest. dass aktuell 
die Schaffung eines solchen absoluten Rechts weder nötig noch 
wünschenswert sei. Zwar stelle der Schutz von digitalen Daten 
in der Rechtsordnung eher einen „Flickenteppich" dar, erheb· 
liehe Schutzlücken seien aber nicht zu erkennen. Der Schutz. der 
sich aktuell vor allem aus den strafrechtlichen Vorschriften, aus 
den eigentumsrechtlichen Regelungen für die jeweiligen Spei­
chermedien und aus Spezialgesetzen zum Dateninhalt (z.B. Ur­
heberrecht) ergebe, sei ausreichend, um die widerstreitenden 
Interessen angemessen in Einklang zu bringen. 
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